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Z u s a m m e n f a s s e n d e  E r k l ä r u n g  
 
 

nach § 6 Abs. 5 bzw. § 10 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) 
zur 17. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Heide und zur  

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 53 der Stadt Heide 
 

für das Gebiet nördlich der Hamburger Straße, südlich Adolf-Stein-Straße und östlich 
Rektor-Marten-Straße 

 
 
 
 

I.  Einleitung / Ziel und Inhalt  
 
Das Plangebiet der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes und des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes Nr. 53 der Stadt Heide (Gebiet nördlich der Hamburger 
Straße, südlich Adolf-Stein-Straße und östlich Rektor-Marten-Straße) umfasst eine 
Fläche von ca. 0,49 ha, befindet sich in zentraler Lage innerhalb des Siedlungs-
körpers und ist eingebunden in die vorhandene Baustruktur des Bereiches. 
Ziel der Bauleitpläne ist die Herstellung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Schaffung von lagegünstigen Wohnbauflächen im innerstädtischen Bereich. 
Insoweit werden die Bauflächen in der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes als 
Wohnbaufläche - W - sowie im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 53 als  
Allgemeines Wohngebiet - WA - dargestellt bzw. festgesetzt.  
Insgesamt entstehen 8 Baugrundstücke. Zulässig ist die Errichtung von Einzel- 
und/oder Doppelhäusern in offener Bauweise. Die Zahl der zulässigen Wohnungen 
pro Baugrundstück ist auf 2 beschränkt. Die GRZ ist mit 0,35 festgelegt. 
 
Dem Bauleitplan ist nach Beschlussfassung, aber vor der Bereithaltung zur Einsicht-
nahme eine zusammenfassende Erklärung beizufügen (§ 6 Abs. 5 Satz 3 und 4 bzw. 
§ 10 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BauGB). Diese enthält Angaben zur Art und Weise der 
Berücksichtigung der 
 

- Umweltbelange 
- Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
- der geprüften anderweitigen Planungsmöglichkeiten 

 
in dem jeweiligen Bauleitplan. 
 
Die Ratsversammlung der Stadt Heide hat in ihrer Sitzung am                           die 
zusammenfassende Erklärung zustimmend zur Kenntnis genommen. 
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II.  Berücksichtigung der Umweltbelange 
 
a) Landschaftsplan 

 
Der Landschaftsplan wurde von der Stadt Heide im September 2002 beschlossen 
und festgestellt. Er enthält keine Bestandsbewertungen und planerischen Aus-
sagen zum Plangebiet. Auch in die Bewertung der für eine Siedlungserweiterung 
vorgesehenen Bereiche ist das Plangebiet nicht mit einbezogen.  
Landschaftsplanerische Belange wurden daher durch einen landschafts-
ökologischen Fachbeitrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 53  
berücksichtigt. 

 
 

b) Umweltbericht 
 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne wurde gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a  
eine Umweltprüfung durchgeführt. 
Die Umweltprüfung wurde auf Basis eines landschaftsökologischen Fach-
beitrages durchgeführt. Der landschaftsökologische Fachbeitrag enthält eine  
Bewertung der Umweltschutzgüter sowie eine Bilanzierung von Eingriff und  
Ausgleich. Gleichzeitig stellt er die zur Kompensation des Eingriffs in den  
Naturhaushalt erforderlichen Maßnahmen dar. 
Der landschaftsökologische Fachbeitrag wurde vom Planungsbüro Mordhorst 
GmbH, Nortorf, erstellt. 
 
Im Umweltbericht / landschaftsökologischen Fachbeitrag wurden die Aus-
wirkungen der Bauleitpläne bzw. der Umsetzung des Vorhabens auf die  
Schutzgüter der Umweltprüfung wie folgt bewertet: 
 
- Schutzgut Tier- und Pflanzenwelt 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Tier- und Pflanzenwelt sind als erheblich 
zu bewerten und erfordern Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen: 
Das Plangebiet ist bereits zu rd.15 % durch bauliche Anlagen versiegelt. Hier 
ist keine Bedeutung als Lebensraum für Tiere und Pflanzen gegeben. Auch 
die regelmäßig gemähten Rasenflächen der Grünanlage und randliche  
Staudenrabatten / Zierbeete sind nur von eingeschränkter Bedeutung für den 
Naturschutz. Dagegen stellen die unvermeidbare Beseitigung eines alten 
Knickabschnittes und die Rodungen von Einzelbäumen und kleineren Gehölz-
flächen erhebliche Eingriffe dar, die auszugleichen sind. 
Hinweise auf Vorkommen seltener und streng geschützter Arten liegen für das 
Plangebiet nicht vor. Internationale und nationale Schutzgebiete sind im  
weiteren Umkreis nicht vorhanden. Diesbezüglich können negative  
Auswirkungen daher ausgeschlossen werden. 
 

- Schutzgut Wasser 
Grundsätzlich bedeutet Bodenversiegelung einen Eingriff in den Wasserhaus-
halt des Gebietes. Die vorhandenen Bodenverhältnisse lassen jedoch eine 
ortsnahe Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf den Grund-
stücken und im Bereich der Verkehrsflächen zu. Der Eingriff in den Wasser-
haushalt wird dadurch weitgehend minimiert, so dass zusätzliche Kompensa-
tionsmaßnahmen für nicht erforderlich erachtet werden. 
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Durch den Ausschluss von Tankstellen und Gartenbaubetrieben im  
Bebauungsplan wird ein erhöhtes Verschmutzungsrisiko für das Schutzgut 
Grundwasser vermieden und die Lage innerhalb des vorgesehenen Wasser-
schutzgebietes für das Wasserwerk Heide-Süderholm berücksichtigt. 
 

- Schutzgut Boden 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 53 ersetzt für den Bereich des 
Plangebietes den bisherigen Bebauungsplan Nr. 20 der Stadt Heide, der als 
Maß der Versiegelung eine GRZ von 0,4 festgesetzt hat. Der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan Nr. 53 der Stadt Heide sieht eine GRZ von 0,35 
vor, so dass es planungsrechtlich zu keiner zusätzlichen Versiegelung kommt. 
 

- Schutzgut Mensch 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind nicht zu 
erwarten. 
 

- Schutzgüter Klima und Luft 
Es sind keine spürbaren Auswirkungen auf das Ortsklima zu erwarten. 
 

- Schutzgut Landschaftsbild / Ortsbild 
Die Auswirkungen sind insgesamt nicht erheblich. 
Die künftige Nutzungsstruktur passt sich in das Siedlungsbild der Umgebung 
an. Eine weitere Minimierung erfolgt durch den Erhalt von Grünstrukturen mit 
das Ortsbild prägenden Großbäumen. 
 

- Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
Vorkommen von Kulturdenkmalen und sonstigen Sachgütern sind für die  
überplante Fläche nicht bekannt. 
 
 
 

Der Ausgleich der erheblichen Eingriffe in das Schutzgut Tier- und Pflanzenwelt 
wird teilweise im Plangebiet durch die Neuanlage eines Knicks an der Südost-
grenze und eine ökologische Aufwertung des Knickrestes im Nordwesten  
geleistet. Für die Beseitigung der Gehölzflächen und die Rodung der Einzel-
bäume wird außerdem von der Stadt Heide eine 1.000 m² große Fläche im  
Bereich Süderholm für die naturnahe Waldbildung bereitgestellt. 
 
Zusammenfassend wird festgestellt, dass unter Berücksichtigung der Maß-
nahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich der erheblichen  
Umweltauswirkungen durch die o.g. Bauleitpläne keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
 
c) Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger  
    öffentlicher Belange 
 
Entsprechend § 2a BauGB ist der Umweltbericht ein gesonderter Teil der  
Begründung des Bauleitplanes und unterliegt damit den gleichen Verfahrens-
schritten wie die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeits- und Behörden-
beteiligung).  
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Der Umweltbericht und die im Rahmen der Verfahrensschritte gemäß § 3 Abs. 1  
i.V.m. § 4 Abs. 1 BauGB und § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen 
umweltrelevanten Stellungnahmen wurden in der bauleitplanerischen Abwägung 
berücksichtigt.  
Die Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung wird nachfolgend dargestellt: 
 
Weder im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 
BauGB am 15.11.2007 noch im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach  
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28.12.2007 bis 30.01.2008 wurden von der  
Öffentlichkeit umweltrelevante Stellungnahmen abgegeben. 
 
Auch im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  
Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB am 22.11.2007 (Scopingtermin) wurden keine 
umweltrelevanten Stellungnahmen abgegeben.  
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach  
§ 4 Abs. 2 BauGB wurde parallel zur öffentlichen Auslegung der Planentwürfe 
durchgeführt. 
Vom BUND Landesverband Schleswig-Holstein wurde hierbei eine umwelt-
relevante Stellungnahme abgegeben, die sich im Wesentlichen auf einen Eingriff 
in das Schutzgut Boden bezieht: 
 
 „Einwendungen werden jedoch hinsichtlich der Ausgleichsmaßnahmen für die 
Versiegelung des Grund und Bodens vorgenommen. Nach der Begründung zur 
17. Änderung des Flächennutzungsplanes  und der Begründung zum  
Bebauungsplan Nr. 53 sowie dem landschaftsökologischem Fachbeitrag ist die  
zulässige Versiegelung niedriger als die bisher zulässige nach dem Bebauungs-
plan Nr. 20 aus dem Jahr 1976. Geht man von den heutigen Verhältnissen aus, 
so ergibt sich eine jetzt zulässige Versiegelung, die erheblich über der bisherigen 
liegt. Es liegt somit faktisch und nicht planerisch ein erheblicher Eingriff in das 
Schutzgut "Grund und Boden" vor, der auszugleichen ist. Aus diesem Grund kann 
den Planungen z.Zt. nicht zugestimmt werden, es sei denn, dass ein  
entsprechender Ausgleich ermittelt wird. 
 
Die Stellungnahme des BUND Landesverband Schleswig-Holstein wurde im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung ausgewertet.  
Die Stellungnahme wurde nicht berücksichtigt, da der Eingriff in das Schutzgut 
Boden durch die 17. Änderung des Flächennutzungsplanes und den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr.53 nicht erstmalig vorbereitet / planungsrechtlich 
gesichert werden. 
Bei der Bilanzierung von Eingriffen und Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen 
im landschaftsökologischen Fachbeitrag ist von den Festsetzungen des bisher 
gültigen Bebauungsplanes Nr. 20 auszugehen. Da bei einer Umsetzung der 
bisherigen Planung keine zusätzliche Kompensation für den Eingriff in den Boden 
erforderlich wird, kann rechtssystematisch für das Planvorhaben, das insgesamt 
eine geringere Versiegelung vorsieht, kein Ausgleichserfordernis abgeleitet  
werden. 
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III.   Berücksichtigung der Ergebnisse der Beteiligung der  
Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger  
öffentlicher Belange 
 

a) Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Im Rahmen der öffentlichen Unterrichtung und Erörterung (frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung) am 15.11.2007 sowie im Rahmen der öffentlichen Auslegung der 
Planentwürfe in der Zeit vom 28.12.2007 bis 30.01.2008 sind keine Stellung-
nahmen eingegangen. 
 
 
b) Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  
Belange sind jeweils fünf Stellungnahmen eingegangen, auf deren Inhalt und  
Abwägungsentscheidung nachstehend in Kurzform eingegangen wird: 
 
1. AWD Abfallwirtschaftsgesellschaft Dithmarschen mbH 

Die AWD weist darauf hin, dass es erforderlich ist, eine geeignete Müll-
sammelfläche im direkten Eingangsbereich der Einmündung von der  
Adolf-Stein-Straße zu kennzeichnen, über die dann die Abfallentsorgung  
gewährleistet werden kann.  
➢ Der Hinweis wird berücksichtigt; der Vorhabenträger wird im Zuge der  
Umsetzung der Planung in direkter Abstimmung mit dem AWD einen  
geeigneten Müllsammelplatz an geeigneter Stelle dauerhaft kennzeichnen. 

 
2. Deutsche Post Bauen REG CoM 

Die Deutsche Post Bauen REG CoM weist darauf hin, dass sich der Name der  
Firma von "Deutsche Post Bauen AG" zu "Deutsche Post Bauen REG CoM"  
geändert hat. 
➢ Der Hinweis bezüglich der Firmierung wird zur Kenntnis genommen. 

 
3. Deich- und Hauptsielverband Dithmarschen 

Der Deich und Hauptsielverband Dithmarschen weist darauf hin, dass die  
Satzung des zuständigen Sielverbandes zu beachten ist und die Planung und 
Ausführung der erforderlichen Maßnahmen zur Einleitung des Oberflächen-
wassers und geklärter Abwässer im Einvernehmen mit dem zuständigen  
Sielverband zu erfolgen hat. 
➢ Die allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

4. Deutsche Telekom AG 
Die Deutsche Telekom AG bittet um die Eintragung einer beschränkt  
persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten der Deutschen Telekom 
AG. 
➢ Der Hinweis betrifft nicht die formale Bauleitplanung; der vorgetragene 
Wunsch wird jedoch zur Kenntnis genommen und dem Vorhabenträger  
mitgeteilt. 
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5. BUND Landesverband Schleswig-Holstein 
Die umweltrelevante Stellungnahme des BUND wurde bereits unter dem 
Punkt „II. Berücksichtigung der Umweltbelange / Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange“ dargelegt und 
bewürdigt. 

 
 

Es bleibt festzustellen, dass alle Stellungnahmen keine unmittelbaren Aus-
wirkungen auf die eigentlichen Bauleitplanverfahren haben, da sie lediglich  
über informativen Charakter verfügen. 

 
 
 

IV.  Geprüfte anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Alternative innerstädtische Flächen für eine wohnbauliche Entwicklung stehen derzeit 
in der Stadt nicht zur Verfügung. Unter veränderten Voraussetzungen kann eine  
ähnliche Planung nur im Außenbereich erfolgen. Damit verbunden ist aber eine 
Siedlungsausdehnung und Inanspruchnahme eines bisher nicht überplanten 
Landschaftsausschnittes. 
Für das festgelegte Plangebiet selbst ist als sinnvolle Planungsalternative lediglich 
ein Erhalt als innerstädtische Freifläche mit Abriss des vorhandenen Wohnheim-
Gebäudes und die Entwicklung zu einer öffentlichen Grünfläche zu sehen.  
Ein besonderer Bedarf hierfür ist in dem von Gartengrundstücken dominierten,  
umgebenden Siedlungsbereich aber nicht erkennbar und zudem für die Stadt Heide 
mit hohen laufenden Pflegekosten verbunden. 
 
 
 
25746 Heide, den 19.03.2008 
S T A D T  H EI D E 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Ulf Stecher 
Bürgermeister 


